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SITZUNGSVORLAGE Nr.i118-V-07-0002
(Jahr-V-Amt-Nr.)
Betreff: Dezernat(e) v, VI
Grundsatzvorlage Wohnungsbau
Anlage/n siehe Seite 3
[ ] Bericht zum Beschluss Nr. vom
Stellungnahmen
Personal- und Organisationsamt nicht erforderlich erforderlich {
Kammerei reine Personalvorlage " | = s.unten
Rechtsamt nicht erforderlich erforderlich .
Umweltamt: Umweltprifung nicht erforderlich erforderlich .
Frauenbeauftragte nach - dem HGIG nicht erforderlich & erforderlich .
- der HGO nicht erforderlich erforderlich e
StraBenverkehrsbehérde nicht erforderlich erforderlich f"
Projekt-/Bauinvestitionscontrolling nicht erforderlich erforderlich e
Sonstige: nicht erforderlich erforderlich e
Beratungsfolge DL-Nr.

(wird von Amt 16 ausgefiillt)

a) |Ortsbeirat

T

nicht erforderlich

erforderlich

Kommission

T

nicht erforderlich

erforderlich

Auslanderbeirat

%

nicht erforderlich

erforderlich

b) | Seniorenbeirat

T

nicht erforderlich

erforderlich

Magistrat

Eingangsstempel Buro des Magistrats

Tagesordnung A &

Tagesordnung B

Stadtverordnetenversammlung
Ausschuss

Eingangsstempel Amt 16

nicht erforderlich

~
~
~
~

Umdruck nur fir Magistratsmitglieder ]
fo

erforderlich

offentlich (¥

nicht 6ffentlich

X wird im Internet/PIWI veréffentlicht

Bestétigung Dezernenten

Manjura Kessler

Stadtrat Stadtrat

Vermerk Kammerei

[] Stellungnahme nicht erforderlich

Wiesbaden,

[] Die Vorlage erfiillt die haushaltsrechtlichen Voraussetzungen.

[ ] = siehe gesonderte Stellungnahme

Imholz
Stadtkdmmerer
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A _Finanzielle Auswirkungen

Mit der antragsgemafen Entscheidung sind [X] keine finanziellen Auswirkungen verbunden.

[] finanzielle Auswirkungen verbunden.

(in diesem Fall bitte weiter ausfiillen)

|. _Aktuelle Prognose Ergebnisrechnung Dezernat

[] rot L] grin

HMS-Ampel Prognose Zuschussbedarf:

abs.:

in %:

Il. Aktuelle Prognose Investitionsmanagement Dezernat

[] Investition ]

Investitionscontrolling Instandhaltung

Budget verfigte Ausgaben (Ist): abs.:

in %:

I1l. Ubersicht finanzielle Auswirkungen der Sitzungsvorlage

Es handelt sich um [ ] Mehrkosten

[ ] budgettechnische Umsetzung

Gesamt-

darin zuséatzl.

Finanzierung

. . (Sperre, Kontierung | Kontierung
IM | CO | Jahr | Bezeichnung kci):tgn Bedair[f]::pllupl Ertrag) (Objekt) (Konto)
in€

Bezeichnung

Summe einmalige Kosten:

Summe Folgekosten:

Bei Bedarf Hinweise /Erlauterung:
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B Kurzbeschreibung des Vorhabens

Die Inhalte dieses Feldes werden (aul3er bei vertraulichen Vorlagen, wie z. B. Disziplinarvorlagen) im Internet/Intranet veroffentlicht
und dirfen den Umfang von 1200 Zeichen nicht Gberschreiten (soweit erforderlich: Ergénzende Erlauterungen s. Pkt. IV.; bei
einigen Vorlagen (z. B. Personalvorlagen) entfallen die weiteren Ausfiihrungen ab Pkt. 1.)

Es diirfen hier keine personenbezogenen Daten im Sinne des Hessischen Datenschutzgesetzes verwendet werden (Ausnahme:
Einwilligungserklarung des/der Betroffenen liegt vor). Es handelt sich um ein Pflichtfeld.

Es sollen die Voraussetzungen geschaffen werden die Zielgré3e von 1.200 neuen Wohnungen
pro Jahr; davon 400 geforderte, zu realisieren.

Um mehr bezahlbaren Wohneinheiten zu schaffen, hat die Landeshauptstadt Wiesbaden
verschiedenste Mal3nahmen in die Wege geleitet, die in der Sitzungsvorlage vorgestellt werden.

Anlagen:

1. Beschluss Nr. 0142 der Stadtverordnetenversammlung vom 30.03.2017
2. Projektstruktur

C Beschlussvorschlag:

/.

11

1.2

1.3

1.4

15

1.6

1.7

Grundsatz

Es wird zur Kenntnis genommen, dass mit Beschluss Nr. 0142 der
Stadtverordnetenversammlung vom 30.03.2017 (siehe Anlage 1) der Magistrat der
Landeshauptstadt Wiesbaden aufgefordert wurde, innerhalb des angestrebten Ziels der
Schaffung von Voraussetzungen fur insgesamt 1.200 neue Wohnungen pro Jahr; 400
geforderte Wohnungen zu realisieren.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass mit der Ausfiihrungsvorlage 18-V-51-0027
~Wohnungsbauprogramm 2018" 528 Neubauwohnungen geférdert und Belegungsrechte
an voraussichtlich 22 Wohnungen erworben werden sollen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass zur Erflllung des o.g.
Stadtverordnetenbeschlusses eine Projektlenkungsgruppe und drei Arbeitsgruppen
einberufen wurden (siehe Anlage 2). Die ,,AG Bauleitplanung und
Baugenehmigungsverfahren® und die ,,AG Wohnungsbau® tagen gemeinsam.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass Beschlusspunkt 1 des Beschlusses Nr. 0142 der
Stadtverordnetenversammlung vom 30.03.2017 rechtskonform nicht uneingeschrankt
umsetzbar ist und daher modifiziert werden muss. Insbesondere wird zur Kenntnis
genommen, dass die Landeshauptstadt Wiesbaden bei Neubauten einen Mindestanteil
an geforderten Wohnungen von Vorhabentragern bzw. (privaten) Eigentiimern
regelmafig nur dann fordern kann, wenn sie neues Baurecht schafft.

Es wird beschlossen, dass bei Bauvorhaben ab 60 oder mehr (zusétzlichen)
Wohneinheiten, bei denen (Wohn-)Baurecht planungsrechtlich neu geschaffen wird,
Vorhabentrager bzw. Eigentimer mindestens 22 Prozent der neu geschaffenen
Wohneinheiten als geférderte Wohnungen zu realisieren haben. Fir Gesellschaften mit
(unmittelbarer oder mittelbarer) stadtischer Mehrheitsbeteiligung gilt die Vorgabe von
mindestens 30 Prozent gefdrderter Wohneinheiten bei allen Neubauvorhaben mit 60 oder
mehr (zusatzlichen) Wohneinheiten.Diese Regelung gilt ab Beschlussfassung und ersetzt
Beschlusspunkt 1 des Beschlusses Nr. 0142 der Stadtverordnetenversammlung vom
30.03.2017.

Ferner wird der Magistrat gebeten zu prifen, ob auf freiwilliger Basis eine Umsetzung der
unter Punkt 1.5. genannten Regelung auch bei Bauvorhaben ab 60 (zuséatzlichen)
Wohneinheiten, bei denen Planungsrecht nicht geschaffen wird, mdglich ist.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die aktualisierte Beschlussfassung zum
gefoérderten Wohnungsbau (Beschlusspunkte 1.5 und 1.6 ) in die WiSoBoN Richtlinie und
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1.8

deren Erlauterung (Abschnitt 5.2) aufgenommen wird, sowie eine Aktualisierung der
Veroffentlichung auf der Internetseite der Landeshauptstadt Wiesbaden (Leben in
Wiesbaden/Planen, Bauen & Wohnen/WiSoBoN) erfolgt.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass die ,,Wohnungsbedarfsprognose fir die
hessischen Landkreise und kreisfreien Stadte” des IWU vom 20.05.2016 fur Wiesbaden
folgenden durchschnittlichen Wohnungsbedarf pro Jahr ausweist:

2014-2020 | 2021-2025 | 2026-2030 | 2031-2035 | 2036-2040

2.203 1.103 814 1.050 997

/l. Verfahrensbeschleunigung

2.1

2.2

2.3

24

2.5

Es wird zur Kenntnis genommen, dass im Dezernat fur Stadtentwicklung und Bau eine
zentrale Wohnbauprojektliste geftihrt wird.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass in der ,,AG Bauleitplanung und
Baugenehmigungsverfahren“ mehrere Ansatze zur Verkirzung der Verfahrensdauer in
der Bauleitplanung definiert wurden, die je nach Besonderheit und Grol3e der Verfahren
angewendet werden. Dies entspricht der politischen Willensbildung. Die MaZnahmen fir
beschleunigte Bauleitplanverfahren (s. erganzende Erlauterungen) werden daher
beschlossen.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass zur Abarbeitung der vermehrten
Baugenehmigungsverfahren vier zusatzliche Stellen bei Amt 63 (Bauaufsicht) im Haushalt
2018/19 zugesetzt wurden.

Es wird zur Kenntnis genommen, dass zwischen Amt 63 (Bauaufsicht) und Amt 37
(Feuerwehr) bereits Abstimmungsgesprache laufen, zur Verfahrensbeschleunigung auch
im Bereich des vorbeugenden Brandschutzes Stellen aufzustocken, die aus den
Baugenehmigungsgebiihren finanziert werden sollen.

Es wird beschlossen, dass Amt 61 (Stadtplanungsamt) kiinftig als Ansprechpartner flr
das ,,zentrale Vertragsmanagement” fungiert, die Verhandlungen mit den
Vorhabentragern fuhrt sowie das im weiteren Projektverlauf erforderliche Controlling
steuern soll. Hierfur wurde Dez. IV/61 eine Stelle zum Haushalt 2018/19 zugesetzt.

/. Finanzierung

3.1

3.2

3.3

3.4

3.5

Es wird zur Kenntnis genommen, dass mit Beschluss Nr. 0142 der
Stadtverordnetenversammlung vom 30.03.2017 die finanzielle Umsetzung des
Wohnungsbauprogramms gesichert wird.

Es wird beschlossen, dass fir die Haushaltsjahre 2018/2019 jeweils 4,6 Mio. p. a. zur
Verfuigung stehen. Die Finanzierung erfolgt aus Darlehensrickflissen aus
Wohnbaudarlehen in H6he von ca. 1,8 Mio. €, Mitteln aus der Fehlbelegungsabgabe in
Hohe von ca. 0,8 Mio. €, Mitteln aus Buchgewinnen von Grundstickverkdufen der LHW in
Hohe von ca. 1,1 Mio. €, sowie durch Anteile der Gewinnabflhrung der GWW in Hbhe
von ca. 0,9 Mio. € (Betrage jeweils p. a.).

Es wird zur Kenntnis genommen, dass der potentielle GWW-Anteil zu Lasten des
Ergebnishaushalts (CO) geht, da er von der Gewinnabfiihrung der WVV Wiesbaden
Holding abzusetzen ist.

Bei Entstehen eines dartiber hinaus gehenden Finanzierungsbedarfs sind Dezernat Il
und Dezernat VI aufgefordert, einen Deckungsvorschlag zu erarbeiten.

Dezernat VI wird beauftragt, die erforderlichen Mittel fur den Haushaltsplan 2020/2021
nach dem Kassenwirksamkeitsprinzip mit entsprechenden Verpflichtungserméachtigungen
in Hohe der Gesamtbetrage der kommunalen Férderzusagen anzumelden und den
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voraussichtlichen Mittelabfluss im Finanzplanungszeitraum darzustellen.

IV. Soziale Infrastruktur

4. Es wird zur Kenntnis genommen, dass die Sitzungsvorlage 18-V-04-0001 ,Wiesbadener
sozialgerechte Bodennutzung - WiSoBoN" am 21. Juni 2018 von der
Stadtverordnetenversammlung beschlossen wurde, die bei Neubaugebieten eine
angemessene Ubertragung der Kosten fiir soziale Infrastruktur an den Vorhabentrager
vorsieht und durch dieses standardisierte Verfahren die Verhandlung stadtebaulicher
Vertrage beschleunigt wird.

D Begriindung

I. Auswirkungen der Sitzungsvorlage
(Angaben zu Zielen, Zielgruppen, Wirkungen/MessgrofRen, Quantitét, Qualitat, Auswirkungen im Konzern auf andere Bereiche, Zeitplan,
Erfolgskontrolle)

Il._Demografische Entwicklung

(Hier ist zu berticksichtigen, wie sich die Altersstruktur der Zielgruppe zusammensetzt, ob sie sich &ndert und welche Auswirkungen es
auf Ziele hat. Indikatoren des Demografischen Wandels sind: Familiengriindung, Geburten, Alterung, Lebenserwartung, Zuwanderung,
Heterogenisierung, Haushalts- und Lebensformen)

[ll. Umsetzung Barrierefreiheit

(Barrierefreiheit nach DIN 18024 (Fortschreibung DIN 18040) stellt sicher, dass behinderte Menschen alle Lebensbereiche ohne
besondere Erschwernisse und generell ohne fremde Hilfe nutzen kdnnen. Hierbei ist insbesondere auf die barrierefreie Zuganglichkeit
und Nutzung zu achten bei der ErschlieBung von Geb&auden und des offentlichen Raumes durch stufenlose Zugange, rollstuhlgerechte
Aufzlige, ausreichende Bewegungsflachen, rollstuhlgerechte Bodenbelage, Behindertenparkplatze, WC nach DIN 18024, Verbreitung
von Informationen unter der Beachtung der Erfordernisse von seh- und hérbehinderten Menschen)

IV. Ergénzende Erlduterungen
(Bei Bedarf kdnnen hier weitere inhaltliche Informationen zur Sitzungsvorlage dargelegt werden.)

Zul3s
.Das gemeinsame Tagen*“ hat sich bewahrt, da neben Dezernaten/Amtern auch die
Wohnungsbaugesellschaften an den Diskussionen und Informationsaustauschen partizipieren.

Fur die weitergehende inhaltliche Arbeit wurden innerhalb der ,,AG ,Bauleitplanung und
Baugenehmigungsverfahren“ folgende Unterarbeitsgruppen gebildet:

- WiSoBoN
- Verfahrensbeschleunigung
- Nachverdichtung - Bauen im Bestand

Zu?2.1
Die Wohnbauprojektliste dokumentiert unter anderem die Verfahrensstande der
Bauleitplanverfahren; sie wird halbjahrlich fortgeschrieben/aktualisiert.

Zu.2.2
Zusammenfassend kann ausgefuhrt werden, die Verfahrensbeschleunigung beruht auf ,,3 Saulen®.

1. Beschleunigte Bauleitplanverfahren

1.1 Im Regelfall soll kiinftig auf den Entwurfs- und Offenlagebeschluss verzichtet werden; dies
ist nach 83 Abs. 2 BauGB nicht vorgesehen und daher entbehrlich. Das zeitliche
Einsparpotential liegt zwischen 8 bis 12 Wochen.
= Nach wie vor soll ein Aufstellungsbeschluss nach §2 Abs. 1 BauGB und der

Satzungsbeschluss nach § 10 BauGB durch die Gremien gefasst werden. Bei besonders
komplexen und schwierigen Bauleitplanverfahren kann es aber durchaus hilfreich sein,
im Einzelfall einen solchen Entwurfs- und Offenlagebeschluss zu fassen.
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= Magistrat und Ortsbeirat werden durch Dezernat IV von der bevorstehenden Offenlage
unterrichtet.

= Unabhangig von dieser Verfahrensweise werden Fachausschiissen und Ortsbeiraten
nach Bedarf die jeweiligen Planungen selbstverstandlich prasentiert.

1.2 Anwendung von ,beschleunigten Verfahren“ nach 8813,a,b BauGB, wo mdglich
1.3 Erteilung von Baugenehmigungen wahrend der Planaufstellung, dort wo die
Voraussetzungen nach § 33 BauGB vorliegen; auf eine separate Sitzungsvorlage kann in
diesen Fallen verzichtet werden.
1.4 Optimierung von Sitzungsziigen
2. Beschleunigung und Optimierung dezernatsinterner Ablaufe wie beispielsweise durch
einheitliche Prozesslaufe/Regelablaufe. Durch bereits eingefiihrte ,,Qualitatsrunden” werden die
Verfahrensablaufe synchronisiert.
3. Beschleunigung und Optimierung der Zusammenarbeit zwischen den Dezernaten und Amtern,
beispielsweise durch gemeinsame Austauschplattformen, kompatible Programme und
gemeinsame Formate etc.

An diesen Themen wird in einer Unterarbeitsgruppe kontinuierlich weitergearbeitet.

Wiesbaden, 24. Oktober 2018

Christoph Manjura Hans-Martin Kessler
Stadtrat Stadtrat



	Umweltamt: Umweltprüfung

